
Gegen dieses rechtskräftig gewordene Urteil richtet sich der 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts, der Verletzung der 
§§ 58 Abs. 1 EheG, 139 und 286 ZPO rügt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Antrag hatte Erfolg.
Nach § 323 Abs. 2 ZPO ist die Klage auf Abände­

rung eines auf Zahlung von künftig fällig werdenden 
wiederkehrenden Leistungen gerichteten Urteils wegen 
wesentlicher Änderung seiner Grundlagen nur insoweit 
zulässig, als die Gründe, auf welche die Klage gestützt 
wird, erst n a c h  dem Schluß der mündlichen Verhand­
lung, in der die Einwendungen spätestens hätten gel­
tend gemacht werden müssen, entstanden sind und 
durch Einspruch nicht mehr geltend gemacht werden 
konnten.

Der hier in Erscheinung tretende verfahrensrechtliche 
Grundsatz erschwert die Lage des Klägers bei Erhebung 
der Abänderungsklage wesentlich, zumal es nicht auf 
die Frage des Verschuldens bei der Erhebung oder 
Nichterhebung der in Rede stehenden Einwendungen 
ankommt, der Ausschluß des Vorbringens im Abände­
rungsprozesse vielmehr schon dann eintritt, wenn in 
dem Vorprozeß auch nur o b j e k t i v  die Möglichkeit 
zur Geltendmachung der Einwendung in der letzten 
mündlichen Verhandlung gegeben war.

Die letzte mündliche Verhandlung, auf die das Ver­
säumnisurteil erging, fand am 18. November 1949 
statt. Die Frage, ob damals für den jetzigen Kläger 
objektiv die Möglichkeit bestand, sich zur Einschrän­
kung seiner Unterhaltspflicht auf die Erwerbsfähigkeit 
und Arbeitspflicht seiner getrennt lebenden Ehefrau zu 
berufen, wird aus folgenden Gründen zu verneinen 
sein: Zwar hat schon die ältere bürgerliche Rechtspre­
chung zu § 1361 Abs. 2 BGB die Verweisung der Ehe­
frau auf eigenen Erwerb je nach Lage der Umstände 
auch beim Getrenntleben der Eheleute während be­
stehender Ehe zugelassen. Darüber aber, ob der Ein­
wand durchgriff oder nicht, entschied nicht ein in dieser 
Beziehung bestehender, die Ehe als Rechtsinstitut be­
herrschender Grundsatz, sondern entschieden, wie es 
im § 1361 Abs. 2 BGB klar zum Ausdruck kommt, Bil- 
ligkeitserwägüngen, also das nicht an einen Rechtssatz 
gebundene freie Ermessen des Richters.

Anders wurde das jedoch, nachdem die Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik den Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau in ihren 
Artikeln 7, 30 und 144 Abs. 1 zum allgemein gültigen 
Rechtssatz erhob, die entgegenstehenden Bestimmungen 
für aufgehoben erklärte und damit eine gesellschaftliche 
Anschauung zur rechtlichen Geltung brachte, die den 
§§ 1360, 1361 BGB notwendigerweise einen neuen Inhalt 
verlieh, nämlich den, daß — unbeschadet der durch das 
noch bestehende Eheband bedingten Unterschiede — die 
Pflicht zu eigener Erwerbstätigkeit als Ausfluß der 
Gleichberechtigung nicht nur bei der geschiedenen, 
sondern auch bei der von ihrem Manne getrennt leben­
den Ehefrau zur Geltung zu bringen ist.

Insoweit liegt also in der Tat seit dem Inkrafttreten 
der Verfassung eine neue rechtliche Lage vor, wobei 
noch darauf hinzuweisen ist, daß sie nicht etwa sofort 
für jedermann erkennbar in Erscheinung trat, sondern 
sich auch in der Rechtsprechung des Obersten Gerichts 
zunächst nur bei der geschiedenen Ehefrau, in der 
grundlegenden Entscheidung vom 1. September 1950 — 
1 Zz 36/50 — (OGZ Bd. 1 S. 65), also zeitlich lange 
n a c h  der hier in Rede stehenden letzten mündlichen 
Verhandlung, durchgesetzt hat.

Aus dieser Veränderung der Rechtslage folgt weiter 
auch, daß es sich bei der Geltendmachung des Gleich­
berechtigungsprinzips und der sich daraus ergebenden 
Folgen nicht mehr um ein von den Parteien im Wege 
der Einrede geltend zu machendes Vorbringen, sondern 
um einen vom Richter von Amts wegen zu berücksich­
tigenden Umstand handelt. Es ist nicht angängig, diese 
aus einem Grundprinzip unserer gesellschaftlichen Ord­
nung sich ergebende wesentliche Folge der Partei­
disposition zu überlassen.

Wird man schon aus diesen Gründen dem Kläger die 
Berufung auf den Gleichberechtigungsgrundsatz nicht 
versagen können, so erledigt sich jeder daran etwa noch 
bestehende Zweifel durch die vom Kreisgericht über­
haupt nicht berücksichtigte Tatsache, daß es sich im 
vorliegenden Rechtsstreit der Sache nach um den 
Unterhalt der f r ü h e r e n  Ehefrau n a c h  erfolgter 
rechtskräftiger Scheidung der Ehe handelt. Dieser An­

spruch hat seine gesetzliche Regelung in den §§ 58 ff. 
EheG gefunden, während das Urteil des Vorprozesses, 
dessen Änderung der Kläger erstrebt, die Unterhalts­
pflicht während b e s t e h e n d e r  Ehe, die ihre gesetz­
liche, wenn auch modifizierte Grundlage in den §§ 1360, 
1361 BGB findet, zum Gegenstand hat.

Das Versäumnisurteil vom 18. November 1949 enthält 
für die Unterhaltspflicht des Klägers keine zeitliche Be­
schränkung. Es besteht auch formal als gültiger Voll­
streckungstitel fort und ist auch materiell von beiden 
Parteien durch Erfüllung des Unterhaltsanspruchs als 
für die Zeit nach der Ehescheidung wirksam behandelt 
worden.

Das Rechtsschutzinteresse des Klägers an der Erhe­
bung der Abänderungsklage gegen dieses Versäumnis­
urteil muß also bejaht werden.

Daraus folgt dann aber, daß der Kläger nunmehr 
nicht gehindert ist und auch durch § 323 Abs. 2 ZPO 
nicht gehindert werden kann, sich gegenüber dem 
Unterhaltsanspruch aus §§ 58 ff. EheG auf die eigene 
Unterhaltspflicht der Verklagten, soweit sie besteht, zu 
berufen, als auf einen Umstand, der bei Erlaß des Ver­
säumnisurteils noch gar nicht bestand und nicht be­
stehen konnte, weil die Ehe der Parteien damals noch 
nicht geschieden war.

Ein weiterer neuer, zur Begründung der Abände­
rungsklage geeigneter Grund lag auch in der Wieder­
verheiratung des Klägers und in seiner dadurch und 
durch die Geburt seiner Tochter zweiter Ehe gesteiger­
ten Unterhaltslast.

Das Kreisgericht hätte mithin bei zutreffender recht­
licher Beurteilung der Sache Anlaß gehabt, materiell 
auf die Klagbegründung einzugehen.

Aus der kreisärztlichen Bescheinigung vom 25. Sep­
tember 1952 ging hervor, daß die Verklagte gesundheit­
lich in der Lage ist, zumindest einen Teil ihres Lebens­
unterhalts selbst zu verdienen. Da es sich bei ihr ledig­
lich um einen nervösen Erschöpfungszustand, vorwie­
gend als Folge klimakterischer Störungen, handelt, ist 
anzunehmen, daß der Grund ihrer Erwerbsbeschrän­
kung nur ein vorübergehender ist.

Das Gericht hat weiter die durch das ärztliche Gut­
achten festgestellte Erwerbsminderung der Verklagten 
nur formal als Grundlage dafür genommen, daß die 
Verklagte sich ihren Lebensunterhalt nicht selbst ver­
dienen könne, obgleich es der Lebenserfahrung ent­
spricht, daß auch in gleich hohem Maße wie die Ver­
klagte erwerbsbeschränkte Personen voll oder doch zu 
einem hohen Anteile ihren Lebensunterhalt selbst ver­
dienen können und verdienen. Die Verklagte ist nach 
§ 58 Abs. 1 EheG verpflichtet, sich den Lebensunterhalt 
nach ihren Kräften aus eigener Erwerbstätigkeit zu 
schaffen, da auch sie grundsätzlich verpflichtet ist, ihre 
Arbeitskraft der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen.

Natürlich muß das Vorliegen dieser Voraussetzung 
vom Richter nicht nur schematisch und allgemein, son­
dern individuell auf Grund aller in Betracht kommen­
den Umstände, insbesondere auch unter Berücksichti­
gung der konkret vorhandenen und der Verklagten 
zumutbaren Arbeitsgelegenheiten geprüft werden.

Auf der anderen Seite ist es auch formal und lebens­
fremd, wenn das Kreisgericht bei der Beurteilung der 
Klagbegründung davon ausgeht, daß der Kläger jetzt 
einen wesentlich höheren Verdienst habe als zur Zeit 
der Verkündung des Versäumnisurteils im Vorprozesse. 
Abgesehen davon, daß es sich bei dem Versäumnisurteil 
um den Nettobetrag, bei dem kreisgerichtlichen Urteil 
aber um den Bruttobetrag des Einkommens des Klägers 
handelt, hat das Kreisgericht die Tatsache der Wieder­
verheiratung des Klägers und seine dadurch und durch 
die Geburt der zweitehelichen Tochter verursachte 
Unterhaltslast völlig außer acht gelassen. Auch in 
dieser Hinsicht bedürfen die Lebens- und Einkommens­
verhältnisse des Klägers, so wie sie sich jetzt gestaltet 
haben, einer viel eingehenderen Aufklärung und Wür­
digung.

§§ 1, 6 der Preisverordnung Nr. 61 vom 17. Juni 1950 
(GBl. S. 523); § 2 Ziff. 5 der 1. DurchfBest. vom 20. Juni 
1950 (GBl. S. 524); Preisanordnung Nr. 244 vom
26. August 1949 (ZVOB1. II S. 107).

1. Die Bestimmungen des § 2 Ziff. 5 der 1. Durchf­
Best. zur Preisverordnung Nr. 61 beziehen sich nur auf 
Geschäfte, bei denen neben einer handwerklichen
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